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Drucksache 1111 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Mai 1959 

7 — 83005 — 2618/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes 
(2. AndG HHG) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden (2. ÄndG HHG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, 
die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden (Häftlingshilfe- 
gesetz — HHG) in der Fassung vom 13. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 168) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Leistungen nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften erhalten deutsche Staatsangehörige 
und deutsche Volkszugehörige, wenn sie 

1. nach dem 8. Mai 1945 in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin oder in den in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes ge- 
nannten Gebieten aus politischen und nach 
freiheitlich-demokratischer Auffassung von 
ihnen nicht zu vertretenden Gründen in Ge- 
wahrsam genommen wurden oder 

2. Angehörige der in Nummer 1 genannten 
Personen sind oder 

3. Hinterbliebene der in Nummer 1 genannten 
Personen sind 

und ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
am 10. August 1955 im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hatten oder nach diesem Zeitpimkt 
unter den Voraussetzungen des § 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes oder als Aussiedler im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes oder im Wege der Familienzu- 
sammenführung begründet haben oder begrün- 
den." 

2, § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die nach dem 8. Mai 1945 durch ein deut- 
sches Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu einer Zuchthausstrafe oder 
zu einer Gefängnisstrafe von mehr als 
drei Jahren rechtskräftig verurteilt wor- 
den sind,". 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Gewährung von Leistungen kann 
versagt oder eingestellt werden, wenn der 
Berechtigte die freiheitliche demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder des Landes Berlin bekämpft hat 
oder bekämpft." 

3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
länger als zwölf Monate in Gewahrsam gehal- 
ten wurden und nach dem 9. August 1955 inner- 
halb von sechs Monaten nach der Entlassung 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen 
haben oder nehmen, haben in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Heimkehrer- 
gesetzes Anspruch auf die dort vorgesehenen 
Hilfsmaßnahmen, sofern ihnen nicht nach ande- 
ren Vorschriften gleichartige Hilfsmaßnahmen 
gewährt werden können." 

4. § 9a wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle der bisherigen Überschrift tritt 
als Überschrift das Wort „Eingliederungs- 
hilfen". 

b) An die Stelle des bisherigen Absatzes 1 tre- 
ten die folgenden Absätze: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
nach dem 31. Dezember 1946 länger als 
zwölf Monate in Gewahrsam gehalten wur- 
den und ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt am 10. August 1955 im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hatten oder nach 
diesem Zeitpunkt nach der Entlassung aus 
dem Gewahrsam genommen haben oder 
nehmen, erhalten auf Antrag für jeden Ge- 
wahrsamsmonat vom Monat Januar 1947 ab 
eine einmalige Eingliederungsbeihilfe von 
dreißig Deutsche Mark, die sich vom dritten 
Gewahrsamsjahr ab auf sechzig Deutsche 
Mark monatlich erhöht. 

(2) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
länger als vier Jahre in Gewahrsam gehal- 
ten wurden und ihren Wohnsitz oder ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes seit dem 1. Januar 1958 genommen 
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Bundesrates den Zeitpunkt und die Reihen- 
folge der Auszahlung der Leistung, auf die 
nach Absatz 1 und 2 ein Anspruch besteht, 
nach den Gesichtspunkten der sozialen Dring- 
lichkeit zu bestimmen." 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 


haben oder nehmen, erhalten auf Antrag für 
die Zeit vom fünften Gewahrsamsjahr ab 
außer der in Absatz 1 bezeichneten einmali- 
gen Eingliederungsbeihilfe eine weitere Ein- 
gliederungsbeihilfe von fünfhundert Deutsche 
Mark für jedes vollendete halbe Gewahr- 
samsjahr. 

(3) Die Eingliederungshilfen nach Ab- 
satz 1 und 2 dürfen zusammen einen Betrag 
von achttausend Deutsche Mark nicht über- 
schreiten. 

(4) § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 3, §§ 5, 6, 7, 11 und 27 des Kriegsgefan- 
genenentschädigungsgesetzes gelten sinnge- 
mäß. 

(5) Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
können ferner nach Maßgabe der Haushalts- 
mittel des Bundes und der Länder im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes 

Darlehen zum Aufbau und zur Sicherung 
der wirtschaftlichen Existenz, 

Darlehen zur Beschaffung vonWohnraum 
und 

Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat 

in entsprechender Anwendung der §§ 28 
bis 43 des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes gewährt werden, sofern sie solche 
Leistungen nicht nach anderen Bundesgeset- 
zen erhalten." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6. 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 7; er er- 
hält folgende Fassung: 

„(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 


Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Gewährung der Hilfsmaßnahmen 
nach § 9 sind die mit der Ausführung des Heim- 
kehrergesetzes befaßten Behörden und Stellen 
zuständig. Die für diese Behörden und Stellen 
maßgebenden Bestimmungen für das Verwal- 
tungsverfahren gelten entsprechend. Für die Ge- 
währung der Leistungen nach § 9a sind die von 
den Landesregierungen bestimmten Stellen zu- 
ständig." 

Artikel II 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Häftlingshilfegesetzes in der neuen Fas- 
sung bekanntzumachen, die sich aus den Änderun- 
gen und Ergänzungen in Artikel 1 ergibt. 

Artikel III 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


— ob mit Recht oder Unrecht — allein wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten politischen, 
Berufs-, Gesellschafts- oder Wirtschaftsgruppen 
als Exponenten des nationalsozialistischen und 
militaristischen Systems erschienen und deshalb 
in Verfolgung des alliierten Kriegszieles einer 
„Vernichtung des Nationalsozialismus und Mili- 
tarismus" allein wegen dieser ihrer Zugehörig- 
keit in Haft genommen wurden (sogenannter 
automatischer Arrest). 


1. Allgemeines 

Die Erfahrungen bei der Durchführung des Häft- 
lingshilfegesetzes haben gezeigt, daß mit dem Ge- 
setz vom 6. August 1955 und seiner ersten Novelle 
vom 13. März 1957 der richtige Weg beschritten 
wurde. Insbesondere haben sich die Vorschriften 
über die Abgrenzung des Personenkreises der ehe- 
maligen politischen Häftlinge des Sowjetsystems 
(Statusvorschriften) für Verwaltung und Recht- 
sprechung als brauchbar erwiesen. Wie bereits in 
der Begründung zum ersten Gesetzentwurf — Druck- 
sache 1450 der 2. Wahlperiode — ausgeführt, fallen 
unter das Gesetz 

a) Personen, die dem sowjetischen und sowjet- 
zonalen System auf Grund ihrer politischen Hal- 
tung oder Tätigkeit als „Klassenfeinde" als 
politische Gegner erscheinen, die die Erreichung 
der von den Machthabern verfolgten politischen 
Ziele hindern oder stören, 

b) Personen, die den sowjetischen und sowjet- 
zonalen Machthabern nach dem Zusammenbruch 


Nicht unter das Gesetz fallen jene Personen, die 
nach freiheitlich-demokratischer Auffassung die 
Gründe ihrer Inhaftierung „zu vertreten haben". 
Durch diesen — aus den §§ 3 und 4 BVFG über- 
nommenen und in gleicher Weise wie dort aus- 
zulegenden — Begriff werden unter anderem auch 
die wegen führender nationalsozialistischer Tätig- 
keit inhaftierten Personen oder infolge innerpartei- 
licher Auseinandersetzungen inhaftierten Funktio- 
näre des sowjetischen und sowjetzonalen Systems 
aus dem Personenkreis des Gesetzes ausgeschlossen. 
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An Leistungen brachte das Gesetz vom 6. August 
1955 außer den — - bis dahin nach § 1 Abs. 4 des 
Heimkehrergesetzes gewährten — Heimkehrer- 
Hilfsmaßnahmen die Beschädigtenversorgung nach 
den Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes, 
die Hinterbliebenenversorgung nach dem gleichen 
Gesetz und die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
noch in Haft befindlicher Personen entsprechend 
den Angehörigen von Kriegsgefangenen. 

An Stelle einer weiteren, von verschiedenen Seiten 
geforderten Leistung nach Art der Kriegsgefangenen- 
entschädigung wurde ein „ 10-Millionen-Fonds" ge- 
bildet, aus welchem bei Bedürftigkeit einmalige 
Beihilfen gewährt werden konnten. 

Die erste Novelle vom 13. März 1957 brachte außer 
einer Erweiterung des Personenkreises (Ver- 
schleppte) vor allem die Erfüllung der Forderung 
auf Umwandlung der Kann-Leistungen aus dem 
„ 10-Millionen-Fonds" in einen Rechtsanspruch auf 
eine einmalige Zahlung, die — unabhängig von den 
wirtschaftlichen Verhältnissen des Betroffenen, ins- 
besondere unabhängig von einer „Bedürftigkeit" — 
in Höhe der den ehemaligen Kriegsgefangenen ge- 
mäß Abschnitt I des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes zustehenden Beträge an die ehe- 
maligen politischen Häftlinge zu leisten war. 

Parlament und Bundesregierung waren sich darüber 
im klaren, daß die erste Novelle vom 13. März 1957 
kein Schlußgesetz darstellte. Mancherlei Wünsche 
blieben offen. Ob und in welchem Umfange sie zu 
erfüllen seien, mußte einer zweiten Novelle Vor- 
behalten bleiben, nachdem sich das Gesetz in der 
Fassung vom März 1957 eine Zeitlang ausgewirkt 
hatte. Heute, fast 2 Jahre nach dem Inkraft- 
treten der ersten Novelle, erscheint der Zeitpunkt 
für weitere Verbesserungen gekommen, die sich 
nunmehr auch finanziell in etwa übersehen lassen. 

Der vorliegende Entwurf geht von folgenden 
grundsätzlichen Erwägungen aus: Eine wirkliche 
„Entschädigung" der politischen Häftlinge, ihrer 
Angehörigen und Hinterbliebenen für die in so- 
wjetischer und sowjetzonaler Haft erlittenen mate- 
riellen und ideellen Schäden, insbesondere an 
Leben und Gesundheit, an Freiheit und verlorenen 
Jahren erscheint schlechthin ausgeschlossen. Es muß 
jedoch als ein echtes Anliegen des freien Teiles 
des deutschen Volkes angesehen werden, daß den- 
jenigen Deutschen besondere Hilfen zuteil werden, 
die um des Eintretens für ihre freiheitliche Gesin- 
nung willen verfolgt, unter Verletzung der Grund- 
rechte in Haft genommen wurden und damit für 
ihre freiheitliche Überzeugung und für die demo- 
kratische Grundordnung Opfer an Leben, Gesund- 
heit und persönlicher Freiheit gebracht haben. 
Ihnen ist eine im Rahmen des Möglichen und Ver- 
tretbaren liegende überbrückungs- und Starthilfe 
zu geben, ohne einer abschließenden Regelung aller 
mit den erlittenen Schäden und Verlusten zusam- 
menhängenden Fragen durch den gesamtdeutschen 
Gesetzgeber vorzugreifen. In diesem Sinne er- 
scheint es jetzt grundsätzlich gerechtfertigt, die 
nach § 9a Abs. 1 HHG zu gewährende einmalige 
Eingliederungsbeihilfe entsprechend der Haftdauer 
zu verbessern. 


Die Begründung für die weiteren Änderungsvor- 
schläge wird bei den einzelnen Vorschriften ge- 
geben. 

11. Im einzelnen 

Zu Artikel I 

Nr. 1 (§ 1 Abs. 1 HHG) 

Die Vorschrift stellt gegenüber in der Praxis auf- 
getretenen Zweifeln klar, daß auch Angehörige und 
Hinterbliebene von politischen Häftlingen nur dann 
unter den Personenkreis des Gesetzes fallen, wenn 
sie deutsche Staatsangehörige oder deutsche Volks- 
zugehörige sind. 

Nr. 2 (§ 2 Abs. 1 und 2 HHG) 

Buchstabe a 

Die Gewährung von Leistungen nach dem Häft- 
lingshilfegesetz erst bei Verurteilung zu einer 
Zuchthausstrafe von mehr als 3 Jahren aus- 
zuschließen, wie dies in § 2 Abs. 1 Nr. 3 HHG be- 
stimmt ist, erscheint wesentlich zu eng. Ein Aus- 
schluß muß bei jeder Zuchthausstrafe und auch bei 
hohen Gefängnisstrafen — etwa von mehr als 
3 Jahren an — eintreten. 

Buchstabe b 

Es dürfte nicht ausreichen, die Leistungen nach dem 
Gesetz erst dann zu versagen oder einzustellen, 
wenn der Berechtigte durch seine Tätigkeit die 
Sicherheit oder die demokratischen Einrichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland oder des Landes 
Berlin gefährdet. Es ist ferner nicht einzusehen, 
weshalb eine solche gefahrbringende Tätigkeit nur 
dann zum Leistungsausschluß führen soll, wenn sie 
zugunsten der Ostblockstaaten ausgeführt wird. 
Vielmehr sollte jeder ausgeschlossen werden, der 
die freiheitlichen demokratischen Einrichtungen der 
Bundesrepublik oder des Landes Berlin, die ihn 
nach Haftentlassung aufgenommen haben und ihm 
die Hilfen des Gesetzes gewähren, bekämpft, und 
zwar auch dann, wenn ein gefahrbringender Erfolg 
seiner Tätigkeit nicht nachweisbar ist. 

Nr. 3 (§ 9 Abs. 1 HHG) 

Die Vorschrift stellt einige Ungenauigkeiten des bis- 
herigen Wortlautes richtig. So spricht das Heim- 
kehrergesetz nicht von „Vergünstigungen", sondern 
von „Hilfsmaßnahmen", die gemäß § 9 HHG in 
ihrem gesamten Umfang auf die politischen Häft- 
linge erstreckt werden. 

Nr. 4 (§ 9a HHG) 
a) Überschrift und Absatz 1 

Die Koppelung zwischen Häftlingshilfe und Kriegs- 
gefangenenentschädigung, die in § 9a und auch in 
seiner bisherigen Überschrift zum Ausdruck kommt, 
wird zweckmäßig voneinander gelöst. Häftlings- 
I hilfegesetz und Kriegsgefangenenentschädigung ha- 
j ben grundsätzlich nichts miteinander zu tun. Daran 
I ändert auch die Tatsache nichts, daß die später ge- 
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kommene provisorische Häftlingshiife gewisse Lei- 
stungen des Kriegsgefangenenentschädigungsgeset- 
zes als Maßstab genommen hat. 

Die Kriegsgefangenenschaft war — zumal beim Zu- 
sammenbruch des Jahres 1945 — ein kollektives 
Schicksal. Das KgfEG erkennt nicht die Kriegs- 
gefangenschaft als solche als entschädigungsfähig 
an, sondern lediglich die überlange, über das ver- 
tretbare Maß hinausgehende Dauer. Eine indivi- 
duelle Wertung erfahren lediglich die Folgen der 
Gefangenschaft durch die Versorgungsgesetzgebung. 

Die von den Machthabern der Zone verhängte poli- 
tische Haft geht in aller Regel auf eine persönliche 
Haltung oder Handlung zurück, die sich freiheits- 
widrigen Maßnahmen passiv oder aktiv widersetzte. 
Dadurch entsteht ein Unterschied zu der Grundlage 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes. Die- 
ser Unterschied rechtfertigt eine verschiedene ge- 
setzliche Regelung. 

Die endgültige Wertung der vom Sowjetsystem 
verhängten politischen Haft ist der gesamtdeutschen 
Gesetzgebung Vorbehalten. Das Häftlingshilfegesetz 
der Bundesrepublik ist bewußt eine vorläufige, nicht 
der Entschädigung, sondern der Starthilfe für eine 
soziale und wirtschaftliche Eingliederung dienende 
provisorische Regelung. 

Dies wird durch die Neufassung von Überschrift 
und Absatz 1 des § 9a zum Ausdruck gebracht. Hier- 
bei soll aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
auch die Frist zur Begründung des ständigen Auf- 
enthalts im Geltungsbereich des Gesetzes (6 Monate 
nach Haftentlassung) entfallen. Schon bisher wird 
bei Überschreitung dieser Frist ein Härteausgleich 
gemäß § 12 HHG in großzügiger Weise gewährt. 

h) Absatz 2 (zusätzliche Eingliederungsbeihilfe) 

Die bisherigen Sätze der Eingliederungsbeihilfe (für 
die ersten beiden Haftjahre 1 DM täglich, darüber 
hinaus 2 DM) erscheinen für die Betroffenen mit 
langer Haftdauer unzulänglich. Je länger die Haft 
gedauert hat, je später der Häftling entlassen wurde 
und je später er demgemäß gekommen ist, um so 
größer sind im allgemeinen die Schäden, die er an 
Gesundheit, Arbeitskraft und Eingliederungsfähig- 
keit genommen hat; um so geringer sind seine Be- 
rufs- und sonstigen Eingliederungsmöglichkeiten ge- 
worden. Diese Nachteile wachsen nicht etwa nur im 
gleichen Verhältnis mit der Zeit; die Progression 
ist vielmehr nach aller Erfahrung eine ungleich 
stärkere. Das 6., 7. und 8. Haftjahr z. B. schwächt 
die körperlichen, geistigen und seelischen Kräfte 
mehr als das 1., 2. und 3. Jahr. Die Eingliederungs- 
möglichkeiten in den Jahren 1949, 1950, 1951 z. B. 
waren allgemein erheblich besser als in den Jahren 
1955, 1956, 1957 und werden laufend um so schlech- 
ter, als das Ansteigen der Konjunkturkurve gerin- 
ger wird und die freien Arbeitsplätze besetzt wer- 
den. Zu berücksichtigen ist ferner der in letzter 
Zeit nicht unerheblich gestiegene allgemeine Lebens- 
standard, der für den einzelnen wesentlich höhere 
Aufwendungen für seine Eingliederung erfordert. 

Aus diesen Gründen sieht der Entwurf vor, daß 
ehemalige politische Häftlinge, die länger als 4 Jahre 
in Gewahrsam waren und die seit dem 1. Januar 


1958 ins Bundesgebiet oder nach Berlin (West) ge- 
kommen sind, zu den bisherigen Leistungen eine 
zusätzliche einmalige Eingliederungsbeihilfe von 
500 DM für jedes vollendete halbe Jahr erhalten, 
das sie über 4 Jahre hinaus im Gewahrsam ver- 
bracht haben. 

Bei dem verhältnismäßig kleinen Personenkreis, 
der von der Verbesserung der Leistungen betroffen 
wird, dürfte eine Finanzierung keine Schwierig- 
keiten bieten. Zur Zeit kommen monatlich zwischen 
zweihundert und dreihundert ehemalige politische 
Häftlinge ins Bundesgebiet, d. h. etwa dreitausend 
jährlich. Die durchschnittlichen Leistungen an Ein- 
gliederungsbeihilfen (bisher als „Haftentschädi- 
gung" bezeichnet) nach § 9a Abs. 1 HHG betragen 
2252 DM je Antragsteller, was einer durchschnitt- 
lichen Haftdauer von 497/^ Monaten entspricht. 
Wenn angenommen wird, daß etwa 50 v. H. der 
Antragsteller länger als 4 Jahre in Gewahrsam 
waren, und wenn die durchschnittliche Gewahrsams- 
zeit dieser 50 v. H. mit 6 Jahren angenommen wird, 
so sind diese Zahlen schon außerordentlich hoch- 
gegriffen und dürften in der Praxis kaum erreicht 
werden. Bei 1500 Anträgen mit einer Zusatzleistung 
von je 2000 DM wäre dann ein Jahresbedarf von 
3 Millionen DM zu veranschlagen. Dieser Betrag 
ist aus den Mitteln zu decken, welche für die Zah- 
lungen nach § 9a HHG bereits zugewiesen sind. 

Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung, 
solchen Häftlingen, die vor dem 1. Januar 1958 in 
das Bundesgebiet gekommen sind und denen daher 
die Verbesserungen des Entwurfs nicht zugute kom- 
men können, eine Beihilfe zu gewähren, falls sie in 
das wirtschaftliche und soziale Leben noch nicht in 
zumutbarem Maße eingegliedert worden sind. 

Einschließlich dieser Beihilfen wird für die in dem 
Entwurf vorgesehenen Leistungsverbesserungen ins- 
gesamt ein Betrag von 15 Millionen DM zu ver- 
anschlagen sein. 

c) Absatz 3 

Die absolute Begrenzung soll Rückwirkungen auf 
das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz verhin- 
dern, dessen Höchstleistung z. Z. bei rd. 8000 DM 
(12 Haftjahre) liegt. 

d) Absatz 4 

Bei der entsprechenden Anwendung der Vorschrif- 
ten des KgfEG kann es im übrigen verbleiben, weil 
die in diesen Vorschriften enthaltenen Grundsätze 
auch für die Eingliederungsbeihilfe der politischen 
Häftlinge gelten. Hinzu tritt § 1 Abs. 2 KgfEG (vor- 
übergehender Wohnsitz im Ausland), der bereits 
im Härtewege angewendet wird. 

Nr. 5 (§ 10 HHG) 

Absatz 2 

Die Neufassung ergibt sich aus der Änderung der 
§§ 9 und 9a. 

Zu Artikel II ff. 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel, die 
negative Saar-Klausel, die Vorschrift über das In- 
krafttreten des Gesetzes usw. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel I Nr. 1 

In Artikel I erhält Nr. 1 folgenden Wortlaut: 

,1. § 1 Abs. 1 und 2 (neu) erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Leistungen nach Maßgabe der folgen- 
den Vorschriften erhalten deutsche Staats- 
angehörige und deutsche Volkszugehörige, 
wenn sie 

1. nach dem 8. Mai 1945 in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin oder in den in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundesvertriebenenge- 
setzes genannten Gebieten aus 
politischen und nach freiheitlich- 
demokratischer Auffassung von 
ihnen nicht zu vertretenden Grün- 
den in Gewahrsam genommen 
wurden oder 

2. Angehörige der in Nummer 1 ge- 
nannten Personen sind oder 

3. Hinterbliebene der in Nummer 1 
genannten Personen sind 

und ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt am 10. August 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten. § 1 Abs. 2 des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes gilt sinn- 
gemäß. 

(2) Von dem Stichtag des Absatzes 1 
ist nicht betroffen, wer nach ihm im Geltungs- 
bcreich dieses Gesetzes seinen ständigen 
Aufenthalt genommen hat 

1. als Sowjetzonenflüchtling gemäß 
§ 3 des Bundesvertriebenengeset- 
zes oder 

2. als Aussiedler im Sinne des § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes oder 

3. im Wege der Familienzusammen- 
führung gemäß § 94 Abs. 2 des 
Bundesvertriebenengesetzes, vor- 
ausgesetzt, daß er mit einem An- 
gehörigen zusammengeführt wird, 
der schon am 10. August 1955 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 
seinen ständigen Aufenthalt hatte 
oder unter § 10 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes fällt oder 

4. als Evakuierter im Sinne des § 1 
Abs. 1 bis 4 des Bundesevakuier- 
tengesetzes in der Fassung vom 

5. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1687)." ' 


Die bisherigen Absätze 2 und 3 des § 1 werden 
Absätze 3 und 4. 

Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen. 
Begründung 

Der Vollzug des HHG war bisher dadurch er- 
schwert, daß im Gesetz selbst nicht enthalten 
war, was unter „Familienzusammenführung" im 
Sinne seines Absatzes 1 zu verstehen ist. Es er- 
scheint notwendig, diese Gesetzeslücke im Sinne 
der bisherigen Verwaltungspraxis auszufüllen. 

Es ist ein berechtigtes Anliegen, die Möglich- 
keit zur Überwindung des Stichtages in den in 
§ 1 Abs. 2 KgfEG genannten Fällen (vorüber- 
gehende Verlegung des Wohnsitzes in das Aus- 
land) auch im Rahmen des HHG zu berücksichti- 
gen. Der Entwurf trägt diesem Anliegen aber 
nur bei der Neufassung des § 9a Abs. 4 HHG 
Rechnung. Die Vergünstigung des § 1 Abs. 2 
KgfEG muß aber für alle Leistungen nach dem 
HHG, nicht nur für die Eingliederungshilfcn gel- 
ten, zumal andernfalls die Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme der Eingliederungshilfen 
und für die Bescheinigungen nach § 10 Abs. 4 
HHG auseinanderfallen können. 

Zu Absatz 2 Nr. 4 

Es wird außerdem für erforderlich gehalten, auch 
Evakuierte, die nach ihrer Haftentlassung zu- 
nächst wieder an ihrem Evakuierungsort Aufent- 
halt nahmen, nicht deshalb von den Leistungen 
des HHG auszuschließen, weil sie nach dem 
Bundesevakuiertengesetz nicht Vertriebene oder 
Sowjetzonenflüchtlinge sein können. 

2. Zu Artikel I Nr. 2 

In Artikel I erhält Nr. 2 folgenden Wortlaut: 

,2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die während der Herrschaft des Natio- 
nalsozialismus oder die in den Ge- 
wahrsamsgebieten durch ihr Verhal- 
ten gegen die Grundsätze der Rechts- 
staatlichkeit oder Menschlichkeit ver- 
stoßen haben; dies gilt insbesondere 
für Personen, die durch ein deutsches 
Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes wegen eines an Mithäftlin- 
gen begangenen Verbrechens oder 
Vergehens rechtskräftig verurteilt 
worden sind,". 

b) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die nach dem 8. Mai 1945 durch ein 
deutsches Gericht im Gelliingsbcreich 
dieses Gesetzes zu einer Gefängnis- 
strafe von mehr als drei Jahren odei 
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zu einer Zuchthausstrafe rechtskräftig 
verurteilt worden sind,".' 

Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c. 

Begründung 

Z u a) 

Unter den Ausschließungsgründen des § 2 HHG 
fehlt, daß von den Leistungen Personen ausge- 
schlossen sind, die durch ihr Verhalten während 
der Herrschaft des Nationalsozialismus gegen 
die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechts- 
staatlichkeit verstoßen haben. Die Einschränkung 
in § 1 Abs. 1 a. a. O., daß Leistungen nur dann 
zustehen, wenn die Gründe der Inhaftierung 
nicht zu vertreten sind, reicht nicht aus, da sie 
sich lediglich auf das Verhalten, das zur Fest- 
nahme geführt hat, nicht aber auf das Gesamt- 
verhalten bezieht. Die vorgeschlagene Regelung 
entspricht § 3 Nr. 3a des Gesetzes zu Artikel 
131 GG in der Fassung vom 11. September 1957 
(BGBl. I S. 1296). 

Zu b) 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Gesetzesänderung soll zur Folge haben, daß jede 
im Geltungsbereich des HHG rechtskräftig aus- 
gesprochene Zuchthausstrafe den Rechtsanspruch 
auf die Leistungen nach dem Gesetz hinfällig 
macht. Nur die obige Fassung des § 2 Abs. 1 
Nr. 3 HHG bringt dies genügend klar zum Aus- 
druck. 

3. Zu Artikel I nach Nr. 2 

In Artikel I wird eine neue Nr. 2a eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

„2a. § 7 wird gestrichen." 

Begründung 

Die Streichung des § 7 HHG erscheint im Hin- 
blick auf das in Vorbereitung befindliche Gesetz 
zur Neuregelung des Rechtes der Kriegsopfer- 
versorgung, das die Aufhebung der Fristbestim- 
mungen der §§ 56 bis 59 BVG vorsieht, gerecht- 
fertigt. Bei Versäumnis der Antragsfristen des 
§ 7 HHG kann ohnehin nach § 12 HHG in Ver- 
bindung mit § 89 BVG ein Härteausgleich ohne 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Antragstellers gewährt werden, so daß die 
Beibehaltung der Antragsfristen des § 7 HHG 
schon aus diesem Grunde nicht erforderlich ist. 

4. Zu Artikel I Nr. 3 

In Artikel I erhält Nr. 3 folgende Fassung: 

,3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
ununterbrochen oder auf Grund einer einheit- 
lichen Verfülgungsmaßnahme insgesamt län- 
ger als zwölf Monate in Gewahrsam gehal- 
ten wurden und nach dem 9. August 1955 in- 
nerhalb von sechs Monaten nach der Entlas- 
sung aus einem derartigen Gewahrsam ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gel- 


tungsbereich dieses Gesetzes genommen ha- 
ben oder nehmen, haben in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Heimkeh- 
rergesetzes Anspruch auf die dort vorgese- 
henen Hilfsmaßnahmen, sofern ihnen nicht 
nach anderen Vorschriften gleichartige Hilfs- 
maßnahmen gewährt werden können." 

Begründung 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte vertritt die Auffassung, 
die Voraussetzungen der § 9 Abs. 1, § 9a Abs. 1 
HHG in ihrer bisherigen Fassung seien nur dann 
gegeben, wenn der Betroffene nach dem 
9. August 1955 innerhalb von 6 Monaten nach 
der Entlassung aus einer zeitlich nicht unterbro- 
chenen politischen Haft von länger als 12 Mo- 
naten seinen Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Gesetzes genommen 
hat. War der Betroffene zeitlich unterbrochen 
länger als 12 Monate in politischem Gewahrsam, 
sind nach der Auffassung des Bundesministers 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä- 
digte die Voraussetzungen der § 9 Abs. 1, § 9a 
Abs. 1 HHG nur dann gegeben, wenn mehrere 
Haftzeiten von insgesamt mehr als 12 Monaten 
in ursächlichem Zusammenhang miteinander ste- 
hen. Es wird bezweifelt, ob diese Gesetzesaus- 
legung einer verwaltungsgerichtlichen Nachprü- 
fung standhält. Die in Aussicht genommene No- 
velle sollte zum Anlaß genommen werden, die 
Rechtsauffassung des Bundesministers für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
eindeutig zum Ausdruck zu bringen. 

5. Zu Artikel I Nr. 4 Buchstabe b 

In Artikel I Nr. 4 erhält Buchstabe b folgenden 
Wortlaut: 

,b) An die Stelle des bisherigen Absatzes 1 tre- 
ten die folgenden Absätze: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
nach dem 31. Dezember 1946 ununterbrochen 
oder auf Grund einer einheitlichen Verfol- 
gungsmaßnahme länger als zwölf Monate in 
Gewahrsam gehalten wurden, erhalten auf 
Antrag für jeden Gewahrsamsmonat vom 
Monat Januar 1947 ab eine einmalige Bei- 
V hilfe von dreißig Deutsche Mark, die sich 
vom dritten Gewahrsamsjahr ab auf sechzig 
Deutsche Mark erhöht." 

Begründung 

Der in Aussicht genommene Wegfall der bisher 
in § 9a Abs. 1 HHG enthaltenen 6-Monatsfrist 
erlaubt es, jede Wohnsitzvoraussetzung in der 
Neufassung dieser Bestimmung zu streichen. 

§ 9a Abs. 1 in der Fassung des Gesetzentwurfs 
der Bundesregierung könnte Zweifel aufkommen 
lassen, ob die nach dem 10. August 1955 nicht 
als Sowjetzonenflüchtling, Aussiedler oder im 
Wege der Familienzusammenführung oder als 
Evakuierter zugezogenen ehemaligen politischen 
Häftlinge ebenfalls Anspruch auf Beihilfen ha- 
ben. 
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Im übrigen war die Neuformulierung durch 
die Änderung des § 9 Abs. 1 erforderlich. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 bleiben unver- 
ändert. 

„(4) Für die Beihilfen nach Absatz 1 und 2 
gelten § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 und 
die §§ 6, 7, 11 und 27 des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes sinngemäß; § 5 des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes gilt 
sinngemäß mit der Maßgabe, daß auch auf 
die Erben § 2 dieses Gesetzes Anwendung fin- 
det.“ 

Begründung 

Die entsprechende Anwendung des § 1 Abs. 2 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
soll schon in § 1 HHG ausgesprochen werden; 
auf die Begründung zu der dort vorgeschlagenen 
Änderung wird Bezug genommen. 

Aus dem derzeitigen Gesetzestext geht nicht ein- 
wandfrei hervor, daß die Erben von ehemaligen 
Häftlingen bei Ansprüchen nach § 9a HHG ge- 
gebenenfalls von Leistungen durch § 2 HHG aus- 
geschlossen sind. Insofern ist eine Klarstellung 
erwünscht. 

Der bisherige Absatz 4 entfällt. 


Der bisherige Absatz 5 bleibt unverändert, 
Absatz 2 des § 9a HHG wird Absatz 6. 

Der bisherige Absatz 7 wird gestrichen. 
Begründung 

Die Einteilung nach Dringlichkeitsstufen hat sich 
für den Bereich des HHG als unzweckmäßig bzw. 
überflüssig erwiesen. Die vorgesehene Ermäch- 
tigung der Bundesregierung zum Erlaß einer ent- 
sprechenden Rechtsverordnung kann daher ent- 
fallen. 

6. Zu Artikel I nach Nr. 5 

In Artikel I wird eine neue Nr. 5a eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,5a. § 12 erhält folgende Fassung: 

,,§ 12 

Die zuständige oberste Landesbehörde kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte zur Vermeidung unbilliger Härten 
in Einzelfällen Maßnahmen nach diesem Ge- 
setz ganz oder teilweise zulassen.“ 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich durch den Fortfall der 
6-Monatsfrist in § 9a HHG. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates 


Den Vorschlägen unter 2. und 6. wird zugestimmt. 

Dem Vorschlag unter 1. wird mit folgender Maß- 
gabe zugestimmt: 

a) § 1 Abs. 1 Satz 2 folgt ohne Absatz auf Satz 1. 

b) In § 1 Abs. 2 lauten die Eingangsworte: 

„(2) Von dem Stichtage des Absatzes 1 ist 
nicht betroffen, wer nach ihm seinen Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt im Geltungsbereiche 
dieses Gesetzes genommen hat oder nimmt ..." 

c) In § 1 Abs. 2 Nr. 3 muß es am Ende heißen: 

„ . . . oder unter § 10 Abs. 2 Nr. 2 oder Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes fällt ..." 

Begründung zu a) bis c) 

Klarstellimg. 

d) In § 1 Abs. 2 wird die Nummer 4 gestrichen. 
Begründung 

Die Frage der Wohnsitzvoraussetzungen und der 
Stichtage für Evakuierte wird b^i der Beratung 
des dem Bundestag vorliegenden Entwurfs für 
eine 2. Novelle zum Bundesevakuiertengesetz 
(BEvG) — BT-Drucksache 889 — zu § 18 BEvG 
grundsätzlich zu klären sein. 

Dem Vorschlag unter 3. wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß auch § 5 Abs. 2 HHG gestrichen 
wird. 

Gegen den Vorschlag unter 4. werden keine Be- 
denken erhoben. 

Dem Vorschlag unter 5. wird mit folgender Maß- 
gabe zugestimmt: 

a) In § 9a Abs. 1 werden hinter dem Wort „Ver- 
folgungsmaßnahmen" das Wort „insgesamt", j 


hinter dem Wort „Gewahrsamsmonat" das Wort 
„frühestens" und hinter dem Wort „Gewahr- 
samsjahr" die Worte „frühestens vom Monat 
Januar 1949 ..." eingefügt. 

Begründung 

Klarstellung (vgl. auch den Vorschlag des 
Bundesrates zu § 9 HHG). 

b) § 9a Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, §§ 5, 6, 
7, 11 und 27 des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes gelten sinngemäß; die Ausschlie- 
ßungsgründe des § 2 gelten auch für die Erben." 

Begründung 

Das Anliegen des Bundesrates ist hinsichtlich 
der Streichung (Vorziehung nach § 1 Abs. 1 
Satz 2) des § 1 Abs. 2 KgfG sowie hinsichtlich 
der ausdrücklichen Erwähnung des § 2 HHG be- 
rechtigt. Hierfür wird die jetzt vorgeschlagene 
Formulierung für zweckmäßiger erachtet. 

c) § 9a Abs. 7 (bisher Abs. 3) bleibt bestehen. 
Begründung 

Die Vorschrift hat sich nicht als unzweckmäßig 
erwiesen; sie ist nur bisher nicht praktisch ge- 
worden, weil alle fälligen Leistungen der bis- 
herigen sogenannten Haftentschädigung aus- 
gezahlt werden konnten, ohne daß eine Reihen- 
folge hätte bestimmt werden müssen. Die Erfor- 
dernisse der Zukunft sind jedoch — weil im 
wesentlichen von den Ereignissen hinter dem 
„Eisernen Vorhang" abhängig — nicht abzu- 
sehen. Deshalb erscheint die Vorschrift in § 9a 
Abs. 7 des Entwurfs (bisher § 9a Abs. 3 HHG) 
auch nicht überflüssig und sollte deshalb be- 
stehenbleiben. 
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